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Der Wortkampf um die Ukraine
Die Fbrechnung eines ukrainiſchen Delegierten mit der Gewaltpolitik der Bolſchewiſten Grobe

demagogiſche Mittel der Bolſchewiki Regierung

In ſeinen weiteren Ausführungen in der FreitagSitzung
in BreſtLitowsk ſagte Trotzki

üheren ruſſiſchen ReichesJn den Randgebieten des
ſeien gerade jetzt diejenigen Klaſſen Gruppen und h
die Träger der ſeparatiſtiſchen Gedanken welche unter dem
alten Regime in hartnäckigſter Weiſe für den ZJentralismus
eingetreten ſeien Jn dieſen Separatismus ſei keine lang
andauernde geſchichtliche Tendenz zu erbſicken Es ſei nur
eine vorübergehende Verteidigungswaffe in der Hand der
jenigen Gruppen die vor der revolutionären Macht in Ruß
land für ſich ſelbſt Befürchtungen hegten Je mehr ſich die
Macht der Sowjets im ganzen Lande feſtige deſto mehr ver
legten die beſitzenden Klaſſen ihre ſeparatiſtiſchen Tendenzen
auf die Randgebiete Wenn dieſe Gruppen im jetzigen Ruß
land ſiegen würden dann würden ſie ſafort wieder zu Trä
gern der ZJentraliſation werden Die Vertreter der Mittel
mächte könnten hier natürlich

nicht die Rolle eines Schiedsrichters
über die jetzigen Verhältniſſe in Rußland und in der Ukraine
äbrenehmen Er bleibe im Namen ſeiner Regierung nach
wie vor auf dem Standpunkte ſtehen den er von an
ſormuliert habe die Delegation der Kiewer Rada
ihre Vollmachten beibehalte erhebe er keinen Einſpench gegen
deren ſelbſtändige Teilnahme an den Verhandlungen Er
müſſe aber jetzt wo auch Vertreter des ukrainiſcher Exekutiv

uſſes in den Verband uſſiſchen Delegati ne

finden könnten welche auch von ſeiten der
gation anerkannt würden

Hierauf erbat das Mitglied der

ukrainiſchen Delegation
Herr Lubynſkly das Wort zu nachſtehenden Darlegungen
Nach den Erklärungen welche der Vorſitzende des Charkowe
Exekutivausſchuſſes Herr Mjedwjedjew und der Vorſitzende
der ruſſiſchen Delegation Herr Trotzki abgegeben haben halte
ich es für notwendig folgendes auszuführen Die Mitglieder
der ukrainiſchen Friedensdelegation ſind ſtets auf dem grund
ſätzlichen Standpunkt geſtanden daß die in BreſtLitowſk
verſammelten Vertreter derjenigen Staaten die einen Frie
densſchluß anſtreben ſich nicht über innere Angelegenheiten
ihrer Gegner auszuſprechen haben und daß innere Kämpfe
und Vorgänge innerhalb der Staaten keinesfalls während der
offiziellen Verhandlungen zur Kenntnis der Gegenpartei zu
bringen wären Wir hätten mehrfach die Gelegenheit ge
habt mit entſchiedenem Proteſt aufzutreten gegen Aeuße
tungen des Herrn Trotzki der die Beziehungen zwiſchen den
einzelnen Völkern des früheren Rußlands und den auf ſeinem
Gebiete entſtandenen neuen Reichen wiederholt falſch darge
ſtellt hat Aber infolge des oben angeführten Standpunktes
haben wir daruuf verzichtet dieſe Frage öffentlich anzu
ſchneiden da wir nicht den Wunſch hatten durch unſere Aeuße
rungen die Autorität der ruſſiſchen Delegation herabzuſetzen
da aber jetzt durch das IV Univerſal der Zentralrada die
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Amtlicher Bericht der heeresleitung
WTB Großes Hauptquartier 3 Februar

Weſtlicher Kriegsſchauplatz
Heeresgruppe Kronprinz Rupprecht

An der flandriſchen Front kam es am Nachmittag zwiſchen
dem Houthoulſter Wald und der Lys ju lebhaften Ar
tilleriekämpfen Auch in der Gegend von Lens
beiderſeits der Scarpe und weſtlich von Cambrai lebte die
Feuertätigkeit zeitweilig auf Bei Monchy wurde ein ſtarker
Ertundungsvorſtoß der Engländer abgewieſen

Heeresgruppen Deutſcher Kronprinz und
Herzog Albrecht

Am Oiſe Aisne Kanal gießen die Franzoſen bei einem
geſcheiterten Unternehmen Gefangene in unſerer
Ha n d Längs der Atlette im Abſchnitt von Reims auf den
Maashöhen und am Hartmannsweilerkopf vielfach Ar
tileerietätigkeit Unſere Jnfanterie brachte von Er
kundungen auf dem Oſtufer der Mias und r i von
Vadonviller einige Franzoſen zurück

Jtalteniſche Front
Hebhafter Feuerkampf auf der Hochfläche u

Dee Erſte Generalquartiermeiſter Ludendorff

Vorberei
bung der konſtituierenden

rollſtändige Unabhängigkeit unſerer Republik proklamiert
worden iſt und da unſere Republik auch

von befreundeten und anderen Mächten
anerkannt

worden iſt hören dieſe Fragen auf innere Fragen für uns
zu ſein und unſere verantwortungsvolls Miſſion gegenüber
unſerem Volke nötigt uns jetzt mit entſchiedenem Proteſt
gegen falſche Behauptungen aufzutreten die in unſerer Ab
weſenheit von Herrn Trotzki gemacht worden ſind T em
wir nach wie vor unſere vorhin erwähnten grundſätzlichan
Standpunkte wahren können wir es uns jetzt doch nicht ver
ſagen unſere Anſichten über die inneren Verhältniſſe Ruß
lands auszuſprechen nicht nur um uns zu rechtfertigen gegen
über den hier anweſenden ſondern auch gegenüber der öffent
lichen Meinung der hier vertretenen Völker deren Anſichten
uns nicht weniger wertvoll find als Herrn Trotzki Jm Jahre
1917 hat Rußland dieſes Land das von ſo vielen verſchie
denen Völkern bewohnt wird die ihre verſchiedenen politi
ſchen Aufgaben haben und in den verſchiedenſten hiſtoriſchen
Bedingungen aufgewachſen ſind die auch jetzt noch anhaltenbe
Revolution erlevt welche ſich in dem Fahrwaſſer der natio
nalen und ſozialen Errungenſchaften bewegte An dem
Steuerrade dieſer Republik haben im Laufe dieſes Jahges
verſchiedene Regierungen geſtanden Das Jahr hat begonnen
unter dem Szepter eines Kaifers und es endigte n es

kadettiſchen und einer ſozialkadettiſ

der bolſchewiſtiſchen Regierung zur Ver
Verſammlung welche an

zig annehmbaren Grundlagen einberufen war Nur in einer
einzigen Beziehung ſind alle dieſe verſchieenen Regierungen
durchaus ſolidariſch gehlieben Jn ihren kapitaliſtiſchen Be
ſtrebungen und in ihrem gierigen Wunſche die

neu entſtehenden Völker zu erdroſſeln
und alles unter ihre mächtige Hand zu bekommen Die bol
ſchewiſtiſche Regierung entfernt ſich in Ucbereinſtim
wung mit den Jdeen ihrer Parteien entſchieden von den
ſörderativen Jdealen welche die Führer der nichtherrſchen
den Völker beſeelen Aber in Andenken an ihre Vorgänger
auf den Thronen welche nicht nur durch die gemeinſamen
Anſtrengungen der ſozialen ſondern auch der nationalen Re
volution geſtürzt worden ſind hat die Regierung der Bolſche
wiki das Prinzip des Selbſtbeſtimmungsrechtes der Völker
nur zu dem Zwecke proklamiert um deſto entſchiedener dieſes
Prinzip in ſeiner praktiſchen Durchführung zu bekämpfen

Die lauten Erklärungen der Volſchewiki über die voll
kommene Freiheit der Völker Rußlands ſind

nur grobe demagogiſche Mittel
Die Regierung der Volſchewiki welche die konſtitnierende
Verſammlung auseinandergejagt hat und ſich nur auf die
Bajonette der Söldner der roten Garde ſtützt wird
ſich nie dazu entſchließen in Rußland ſelbſt die hoch gerechten
Prinzipien des Selbſtheſtimmungsrechtes durchzuführen

Einführung eines UBoots Kriegs
abzeichens

Die neueſte Nummer des MarineverordnungeHlbattes
De nachſtehenden Erlaß des Kaiſers an das Reichsmarine
amt

Jch will für die Bootsbeſatzungen Meiner Marine
in Anerkennung ihrer während des Krieges erworbenen
Verdienſte ein beſonderes Kriegsabzeichen ſtiften

Das Abzeichen kann von Offizieren Deckoffizierzn
Unteroffizieren und Mannſchaften der vor dem Feinde
tätigen Boote erworben werden nachdem ſie ſich auf
drei Fahrten gegen den Feind beſonders
hervorgetan haben Von dieſer Bedingung darf nur
im Falle einer Verwundung abgewichen werden

Das Abzeichen wird auf der linken unteren Bruſt ge
tragen von Unteroffizieren und Mannſchaften auch auf dem
Ueberzieher Es verbleibt den Beliehenen auch nach dem
Ausſcheiden aus der UBootwaffe

Für die Verleihung ſind zuſtändig die in Jmmediat
ſtellen befindlichen Vorgeſetzten Von ihnen wird ein
Beſitzzeugnis ausgeſtellt über das die einzelnen Dienſt
ſtellen nach Anweiſung ihrer Jmmediatvorgeſetzten Nach
weiſungen zu führen haben

Der Staatsſekretär des Reichs Marine Amts hat Mir
Entwücfe für das bzeAichen vorzulegen
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Erfolgreiche Erkundungsgefechte imweſten

Die Lohnpfändung
Von Geheimen Juſtizrat Joſef Marcus Berlin

Lichterfelde

Durch das ſogenannte Ermächtigungsgeſetz vom 4 Aug
1914 hat der Deutſche Reichstag dem Bundesrat das Recht
verliehen während der Zeit des Krieges diejenigen geſetz
lichen Maßnahmen anzuordnen welche ſich zur Abhilfe
wirtſchaftlicher Schädigungen als notwendig erweiſen Bei
dem Zuſtandelo n en dieſes echten Kriegsnotgeſetzes hat
ſicherlich kein T des deutſchen Volkes noch der Bundes
ſtaaten geglaub er es nur für möglich gehalten daß auf
Grund ſeiner hier wörtlich wiedergegebenen Vorſchrift die
Bewohner des Deutſchen Reiches von einer bereits nach vielen
Hunderten zählenden noch immer weiter anſteigenden Menge
von Bundesratsverordnungen würden heimgeſucht werden
die Handel und Wandel ja das tägliche Leben eines jeden
auf Schritt und Tritt einſchnüren und einengen Mit dem
allgemeinen Friedensſchluß oder bald nach ſeinem Eintritt
werden wohl die meiſten Kriegsnotverordnungen ihre Gel
tung verlieren Eine gewiſſe jetzt noch nicht überſehbare An
zahl wird freilich während der ſogenannten Uebergangszeit
beſtehen bleiben müſſen und nur ſehr wenige von ihnen
und zwar die beſten werden wenn auch in veränderter Form
und unter Benutzung der mit ihnen gemachten Erfahrungen
der ordentlichen Friedensgeſetzgebung einverleibt werden
Dieſe Ausſicht gebührt vnr allem der BVundesratsver
ordnung über Lohnpfändung vom 13 Dezbr
1917 die auch jetzt ſchon von großer Bedeutung für weite
Kreiſe iſt und aus dieſem Grunde eine aufflärende Exörte
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Hegen tand erle e 90r un gihr die Verordnung vom 17 Mai 1915 über die Einſchränkung
der Pfändbarkeit von Lohn Gehalts und ähn
ichen Anſprüchen Bis zu ihrem Jnkrafttreten galt
für die Pfändung dieſer Forderungen im allgemeinen der
Grundſatz daß dem Schuldner der Jahresbetrag von 1500
Mark zur Beſtreitung dringdenſten Bedürfniſſe freig e
laſſen wurde während der Mehrbetrag bei Beamten
gehältern und Penſionen zu einem Drittel und ber
Vergütungen Lohn Gehalt Honorar uſw für Arberten
oder Dienſte welche auf Grund eines Arbeits oder Dienſt
verhältniſſes geleiſtet wurden un beſchränkt pfänd
bar war Die Verordnung vom 17 Mai 1915 beſtimmte
nun mit Rückſicht auf die durch den Krieg herbeigeführte er
hebliche Verteuerung der wichtigſten Lebensbedürfniſſe daß
an die Stelle der Summe von 1500 Mk bis auf weiteres der
Betrag von 2000 Mark zu treten habe und verlieh vieſer
Vorſchrift inſoweit rückwirkende Kraft als Pfändungen der
bezeichneten Art die vor dem 18 Mai 1915 erfolgt waren
hinſichtlich ſpäter fälliger Bezüge ihre Wirkſamkeit verlieren
ſollden ſoweit ſie bei Anwendung des neuen Rechts unzu
läſſig ſein würden Auch erhöhte ferner der Bundesrat durch
Verordnung vom 22 März 1917 die Pfändungsgrenze für
das Ruhegeld der im Privatdienſt ange
ſtellten Perſonen ebenfalls auf 2000 Mk Dieſe ge
ſetzlichen Maßnahmen erwieſen ſich bald gegenüber der immer
ſtärker zunehmenden allgemeinen Teuerung als unzuläng
lich und entſprechend vielfach geäußerten Wünſchen richtete
der Reichstag am 26 März 1917 an den Reichskanzler das
Erſuchen zu veranlaſſen daß die Pfändbarkeit von Lohn
Gehalts und ähnlichen Anſprüchen weiter einge
ſchränkt werde als es durch die Verordnung
vom 17 Mai 1915 geſchehen

Jener Perordnung haftete aber nicht bloß de r Mangel
an daß die Summe von 2000 Mk weit zurückbleibt hinter
den Koſten der geſteigerten Lebenshaltung ſie traf auch der
Vorwurf daß die gleich bemeſſene ſtarre Pfändungs
grenze auf die Einkommenshöhe und den Familienſtand
des Schuldners keine Rückſicht nahm Sie beließ zahlreichen
Schuldnern die nur fürſichzuſorgenhaben einen
größeren Teil ihres Einkommens als zur Beſtreitung des
Lebensunterhalts bei der durch ſeine Vermögensverhältniſſe
gebotenen Einſchränkung erforderlich iſt und ſie nahm
andereſeits Schuldnern mit zahlreicher Familie mehr
als ſie entbehren können Ferner trug ſie nicht Rechnung dem
Umſtande daß nicht ſelten dem Bezug eines höheren Lohnes
oder Gehalts Pflichten gegenüberſtehen deren Erfüllung wie
z V bei dem Reiſenden einer bedeutenden Firma oder dem
Aſſiſtenzarzt eines Sanatorrums von Ruf einen gewiſſen
Aufwand erfordert endlich mußte ſie auch ſehr oft noch das
Intereſſe des Schuldners an der Exlangung eines höheren
Einkommens abſchwächen da dieſes ſoweit es die Pſfändungs

arenze überſchreitet ſtets in ganzer Höhe der Pfändung unter
worfen blieb Dieſe Bedenken waren fretlich wie aus der
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Begründung ver Verordnung vom 17 Mai 1915 hervorgehter vor ren Erlaſſe dem Bundesrat durchaus nicht ent
vangen ihre endgültige Regelung ſollte jedoch erſt durch die

etzgebung e nn dankbarer i 1 zu begtüßen daß der Bundesrat

als er ſich entſchloß dem Erſuchen des
26 März 1917 Folge zu geben hietber ſtatt der ſtarren

eine geſtaffelte Pfändungsgrenze einführte
und auch ſonſt die erwähnten Mängel des geltenden Lohn
pfändungsrechts zu beſtrebt war

Von dieſem Grundgedanken aus hat die Verordnung
vom 13 Dezember 1917 in ihrem erſten Paragraphen be
timmt

Der Arbeits oder Dienſtlohn im Sinne des S 1 des
r 9nbeſchlagnahmegeſetzes iſt ſoweit er die Summe von
2000 Mk für das überſteigt zu einem Zehntel des
Mehrbetrages der Pfändung nicht unterworfen

b Hat der Schuldner ſeinem Ehegatten oder ehelichen
Abkömmlingen Kindern Enkelkindern die das ſechgehnte
Lebensjahr nicht vollendet haben UAnterhalt zu gewähren
ſo erhöht ſich der unpfändbare Teil des Mehrbetrages für
jeden dieſer r um ein weiteres Zehntelhöchſtens jedoch au hntel Mehrbetrags

Der Erhöhung ſind jedoch feſte Grenzen nach oben ge
zogen ſie darf im Falle zu wenn alſo der Schuldner
Junggeſelle oder kinderloſer Witwer oder geſchiedener Ehe
mann ohne Anhang iſt den Betrag von 2500 Mk und im
Falle zu die Summe von 3600 Mk nicht überſteigen Hier
ber iſt im Hinblick auf die ſtändig wachſende Zahl weib
licher Arbeiter beſonders zu beobachten daß nach dem bürger
lichen Geſetzbuche das uneheliche Kind im Verhältnis zu der
Mutter und zu ihren Verwandten die rechtliche Stellung
dines Kindes hat mithin bei Anwendung der Verordnung
vom 13 Dezember 1917 als ehelicher Abkömmling mitzu
zählen iſt

Zur leichteren Veranſchaulichung einige Beiſptele An
genommen der Kommis A und der Muntionsarbeiter B
bezögen ein jeder aus ihrem Berufe Gehalt bezw Lohn
5000 Mk jährlich ſo wäre das Gehalt des Junggeſellen A
n Höhe von 2000 Mk und 400 Mk ein Zehntel von dem
1000 Mk betragenden Mehrbetrag insgeſamt in Höhe von
2400 Mk unpfändbar und nur in Höhe von 3600 Mk der
Pfändung unterworſen Hat dagegen der Arbeiter B
Familie und zwar Frau und drei Kinder im Alter von 15
eis 6 Jahren ſo iſt ſein Jahreslohn in Höhe von 2000 Mk
und 1600 Mk vier Zehntel von dem Mrhrbetrag von 4000
Mark alſo in Höhe von 3600 Mk pfandfrei hierbei müßte

es wegen der abſoluten oberen Pfandgrenze von 3600 Mk
erbleiben auch wenn nach Erlaß des Pfändungsbeſchluſſes
dem B von ſeiner Ehefran noch vor erreichtem 16 Lebens
jahr des älteſten Kindes ein Zwillingspaar beſchert werden
ſollte Dies führt zu der Frage was Rechtens ſei wenn die
Ehefrau des B oder eines der drei Kinder ſterben oder das
älteſte das 16 Lebensjahr überſchreiten ſollte oder wenn A
eine Ehe eingehen und die Ehefrau zwei von ihn erzeugte
uneheliche Kinder einbringen würde die ja nach S 1719 des

vom vach Berlin

Bürgerlichen Geſetzbuches infolge der Eheſchließung ihrer
Eltern die rechtliche Stellung ehelicher Kinder erlangt haben
ür derartige Fä die im in ihrem S 2 vor

Lohn vpder Gehaltteiles Ver ſichändern die Pfändung nach Maßgabe der einge
tretenen Veränderung erweitert oder be
ſchränkt und zwar von dem auf den Eintritt der Aende
rung nächſtfolgenden Zeitpunkt ab an welchem der Lohn
fällig wird So wüerde wenn die zuletzt erwähnte Ehe
ſchließung des A und die dadurch erfolgte Legitimation ſerner
unehelichen Kinder wirklich am 15 Janncr 1918 eingetreten
ſein follten für den Fall daß A ſein Gehalt monatlich nach
träglich bezieht ſeine Vergütung ſchon vom 31 Januar 1918
ab nicht mehr in Hötße von nur 2400 Mk pfand frei ſein
ſondern wegen des Hinzutritts von drei Unterhaltsberech
tigen Ehefrau und zwer eheliche Kinder unter 16 Jahren
in Höhe von 2600 Mk Umgekehrt träte eine Beſchrän
k ung der Pfändung ein wenn etwa von den drei Kindern
des Arbeiters B das älteſte das 16 Lebensjaht erreichen und
das jüngſte ſterben follte alsdann ginge der pfandfreie Be
trag des Jahreslohns von 3600 Mk auf 3200 Mk herunter
Ereignete ſich jedoch nur eines von beiden ſo verblrebe es bei
der bisherigen Pfandgrenze von 3600 Mk weil B immer
noch für drei Unterhaltsberechtigte zu ſorgen hätte

Es bedarf übrigens keines neuen Pfändungsbeſchluſſes
wenn infolge veränderter Verhältniſſe ein Lohnteil der Pfän
dung unterworfen oder von ihr frei wird Auf Antrag des
Hläubigers oder des Schuldners hat jedoch die Behörde die
die Pfändung bewirkt hat alſo regelmäßig das Amtsgericht
und welcher der Antragſteller die Veränderung durch Vor
legung von Sterbe Geburts EheſchließungsUrkunden uſw
nachzuweiſen hat den Pfändungsbeſchluß zu berichtigen

Die hier erörterten bereits am 30 Dezember 1917 in
Kraft getretenen Vorſchriften ſind ferner entſprechend an
zuwenden auf die Pfändung des Ruhegeldes der Perſonen
vie in einem privaten Arbeits oder Dienſtverhältniſſe be
ſchäftigt geweſen ſind auch iſt ihnen rückwirkende Kraft bei
gelegt ſoweit mit ihrem Jnkrafttreten eine Erwe des
der Pfändung nicht unterworfenen Teiles des Lohnes oder
Ruhegeldes eintritt

Jnfelee dieſer Beſtimmung haken die unpfändbarenVeträge des Gehaltes unſeres e Kommis A
den bisher 2000 Mark auf 2400 und des Lohnes unſeres Ar
beiters B der Frau und drei Kinder unter 16 Jahren
von ebenfalls bisher nur 2000 Mark automatiſch au
2600 Mk erböht und zwar von dem auf den 20 r
1917 uächſtfolgenden Zeitpunkt ab an welchem das

e e a e ehe end die ung einesrigung t htne bean
s an uerkenr der durchikm argerre zete Einf der dewe d

üungegretze ſtatt der bisher
es eriöglicht hat bei der ung
heiten in der Lage der einzelnen in einer
berückſichtigen die auch den Anſo der Glä
nung rägt Der der Verordnung vom 13 Dezember
zug un e
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wenn
bem u arren,ik an den Friebensverhandlungen ter en ſo

gedanke verdient deshalb ſir die gez Staatsrat Hj alt

Kühlmann und Czernin in Berlin
Breſt Litowſk 3 Februar Staatsſekretär von Kühl

mann und Miniſter des Graf Czerninſich heute nachmittag mit ng zu kurzem Aufenthalt

engliſche Shiffoverluſte

rankfurt a r Fraaus Sig re e chſtammende Rachricht daß am 26 Dezember ein
großes engliſches Kriegsſchiff das von einigenLeryedoſagern begleitet war in der Nähe des Kriegshafens

Sir r auf eine Mine 251 27 eſunken iſt
affnete e

uvain wurde im
elmeer am 21 nuar und iſt geſn7 Offiziere und 217 Rann ſind ertrunken

Deutſcher Abenöbericht

B Berlin 3 Februar abends
Von den Kriegsſchauplätzen nichts Renes

wiener Berächt
WIB Wien 3 Februar Amtlich

Auf der Hochflaäche der Sichen Gemeinden hielt die leb
hafte Artillerietätigkeit an

M änſrätere Friedensgeſetzgeßung feſtgehalten und vielleicht des
halb für die ſpätere Friedensgeſetzgebung feſtgehalten und
vielleicht auch noch weiter ausgebaut zu werden Die Verord
nung iſt ein beachtenswerter Fortſchritt in
unſerem nicht durchweg einwandfreien Zwangs voll
Piite rechte der nicht mehr rückgängig gemacht werden
ollte

Amtlich

6 Dampfer verſenkt
Berlin 2 Februar Amtlich wird aus Berlin gemeldet
Dich an der engliſchen Küſte wurden durch unſere

UBoote bei ſtarker Bewachung und Gegenwirkung kürzlich
6 Dampfer ſowie der iſche Schlepper Deſire mit 2 Motor
leichtern verſenkt Die Dampfer waren faſt durchweg tief be
laden einer von ihnen mit Holz

Der Chef des Admirxalſtabs der Marine

Kaiſer Karl an der italieniſchen Front
Belluns 1 Februar Meldung des Wiener K K

Kaiſer Karl traf in leitung
des Chefs des Generalſtabes Freiherrn von Arz am 31 Jan
rüh in Udine ein wo er Truppen und Anſtalten im Raume

ne Azzano Decimo an der Livenza und an der Küſte be
ſuchte Am 1 Februar Gegab ſich der Monarch in die Räume
von Vittorio und Belluno ſodann durch Cadora nach Toblach
von wo er mit der Bahn nach Jnnsbruck fuhr und am 2 Febr
die Kaiſer Jäger Ausſtellung eröffnete Der Monarch der
durch ſein Bemühen um den Frieden durch innerpolitiſche

naheſtehenden ähruund durch die ihm beſonders Ernährungs
tte in

a tte in derdes upa gebietes ſ letztenAufenthalt in Venetien erkennen
Die Kommunikationen waren nun größtenteils wieder

freigemacht und die Beute in vierwöchiger Arbeit zuſammen
See und teilweiſe auch ſchon abtransportiert Die
Straßen waren ausgebeſſert zerſtörte Brücken wiederherge
ſtellt und die Bahnen zum guten Teile in Betrieb geſetzt
Der Leiſtungen der techniſchen Truppen und Arbeiterabtei
lungen gedachte der Monarch wiederholt mit warmen Wor
ten Die vielfach zerftörten und geplünderten Städte und
Dörfer ſind wieder zu Anſiedlungen geworden Die flüch
tenden Italiener brannten an vielen Stellen Häuſer und
Scheunen nieder und erbrachen Läden und Wohnungen Nun
kehrt namentlich die ärmſte Bevölkerung wieder Sie wird
von den öſterreichiſchungariſchen Truppen mit Lebensmitteln
verſehen Die Bevölkerung erkennt danlHar die korrekte und
humane Haltung der öſterreichiſchungariſchen Armee an und
krachte dem Monarchen ſelbſt in Ortſcha Huldigungen
dar die von unſeren Truppen gar nicht beſetzt waren Ein
drucksvoll war das Wiederſehen zwiſchen den Truppen und
dem Monarchen der ſie zum Siege geführt hatte Der
Monarch beſichtigte Truppenkörper aus allen Teilen der

monarchie und ſprach viele Offiziere und Mann

Finniſcher Proteſt
Berlin 2 Februar Die hieſigen Bevollmächtigten der
finniſchen Regierung laſſen dem Wolſfſchen Telegraphen

Bureau n r dexHerr in en u Friedensdelegation erklärt daß die gegenwärtige f anche Regierung g e

und ß t n rei 5 a e
ung u aß er keinerlei Hindern

r Regierung an den
in itowſt teilnehmen

Demgegenüber erklären wir daß die Regierung Finn
lands keineswegs iſt daß ſich vielmehr nur im Süden
Finnlands eine liſtiſche Regierung unterſtützt von ruſſi
ſchen bolſchewirki Truppen vorübergehend der Macht in
einem kleinen Teil des Landes ohne geſehliche Berechtigung

175 e auf brutale Gewalt bemächti ſowiez u di egierung keine Bauern ſind die übrigens dem
ſtehen

ikiſchen Umtriebe durchgehend feindli egenüberDie rechtmäßige Regierung die auf Zu Wege
vom Landtage eing iſt hat die Hauptſtadt verlaſſen
z ihre Bevollmächtigten beherrſchen aber den größten

des Landes das ſich in den Händen der Ordnungsmacht
ndet
Wir von der rechtmäßigen finni Regierung mitftlicher Von en an den Aera

tungen in itowfk als Repräſento e Finnlands teil
zunehmen irgendeine finniſche ion berechtigt

könnennur wir W ter n Lagndtane gewählte
au zugehören als Bevoll te definniſchen kes in Betracht kommen waghttgte des

Berlin den 2 Februar 1918
gez Profeſſor Erich

e e ee er

Eine Streikanſage in Fmfferdam
WTB Amſterdam 2 Februar Der fur Montag ange

ſetzte Streit nicht von der ſozialdemokratiſchen Minder
aus Das isle Organ der ſozialdemokratiſchen Ar

rtei olk verurteilt in einem Leitartikel dieſe
Vewegung die wie das Blatt ſagt in der ung unter
nommen werde eine Schreckensherrſchaft herbeizuführen die
e a zielſichere Aktion unmöglich machen würde

tgliedern der großen ſozialdemokratiſchen Gewerk
ſchaften wurde von
teilzunehmen

Sonninos machiavelliſtiſche Politik
Lugano 2 Februar Das Giornale Jtalia ſtellt feſt

daß Sonnino wegen ſeines Schweigens zu Unrecht angegriffen
werde daß er keinen Jene Sprechen habe und daß zwi
ſchen den r ens und den Programmen Lloyd
Georges und Wilſons kein Unterſchied heſtehe Auch werden

ihren Führern abgeraten an dem Streif

Italiens Krieg zziele weder verändert noch vermindert Eine
gemeinſame Erklärung der Mächte des Vierverbands ſei nicht
ötig und werde auch nicht erfolgen Daraufhin greift derSecolo Sonnino mit angenehm

Heftigkeit an und
fordert die Veröffentlichung und Diskuſſion des Londoner
Vertrages Das Sonninos ſei machiavelliſtiſch
Er ſelbſt habe erklärt daß Jtalien die Zertrümmerung Oſter
reich Ungarns nicht beabſichtige Er habe eine Politik der
Feindſchaft gegen die Balkanvölker geführt und Jtalien da
durch ſeinen natürlichen Bundesgenoſſen entfremdet Jn
London ſei er gleichzeitig mit dem ſerbiſchen Miniſterpräſi
denten Paſitſch geweſen habe nur von deſſen Anweſenheit
dort keine Notiz genommen Orlando aber habe jetzt denVertreter der S xanen Trumbitſch in London empfangen

377 es ſei zu hoffen daß Orlando eine neue Politik einleiten
wolle

Fur CaillauxAffäre
Berlin 2 Febr Die Nordd Allgem Ztg ſchreibt zur

Affäre Caillaux Außer den in der franzöſiſchen Preſſe ver
öffentlichten Telegrammen des deutſchen Miſſionschefs in
Amerika betreffend die Reiſe Caillaux hat wie wir von
zuſtändiger Stelle erfahren noch im Winter 1914 auf 1915
ein kurzer Telegrammwechſel zwiſchen der katſer
lichen Regierung und ihrem Vertreter in Rio de Janeiro
ſtattgefunden der ſich ebenfalls mit e Reiſe befaßt
Damals wurde der Geſandte in Rio de Janeiro angewieſen
über Caillaux Tätigkeit in Südamerika zu berichten über
welche die franzöſiſche Preſſe allerlei Andeutungen gebracht
hatte die eine für deutſche Jntereſſen unerwünſchte Tätig
keit Caillaux auf wirtſchaftlichem Gebiete erwarten ließ
Zur Ueberwachung und eventuellen Bekämpfung derartiger
Beſtrebungen erbat und erhielt der Geſandte alsdann die
Genehmigung zur Verwendung einer beſchränkten Geld
ſumme Es iſt vorauszuſehen daß nach den verfolgten Prin

n des Depeſchendiebſtahls und ihrer öffentlichen Ver
ndung auch die fraglichen Telegramme nächſt von

Amerika oder Frankreich aus in die gegneriſche Preſſe
lanciert werden

Deutſches Keich
Der Finanzbeirat beim Reichsſche amnt

Als Mitglieder des beim Reichsſchatzamt errichteten Finangz
beirats ſind laut Nordd Allg Ztg berufen worden Geheimer
Kommerzienrat Arnhold in Berlin Geheimer Baurat Beukenberg
in Dortmund Geheimer Regierungsrat Profeſſor Dr Dietzel in
Bonn Kommerzienrat Ritter von Fink in München Landrat vor
Grote in Rheinbach Deichhauptmann Dr Hoeſch in Reukirchen

Altmark Geheimer Kommerzienrat Kopetzky in Berlin Dr
Lohmann in Bremen Stadtrat Dr Luther in Berlin Geheimer
Kommerzienrat Marwitz in Dresden Wirklicher Geheimer Rat
Dr Mehnert in Dresden Bankdirektor Michalowsky in Berlin
Bankdixektor Dr Mosler in Berlin Oekonomierat Mühlhauſen
in München Bankdirektor Nathan in Berlin A Swald in
Hamburg Präſident der A E G Dr Rathenau in Berlin Geh
Baurat Dr von Rippel in Nürnberg Ohermeiſter Rahardt in
Berlin Geheimer Rat Profeſſor Dr Schanz in Würzburg Bankier
Schinckel in Hamburg Gewerkſchaftsſekretär Schivvel in Berlin
Generalſekretär Stegerwald in Berlin Senatspräſident des Ober
verwaltungsgerichts Wirklicher Geheimer Ober Regierungsrat Dr
Strutz in Berlin

Ein flugtechniſches Forſchungsinſtitut in Hannover

Die Verwaltung der Hannoverſchen Waggonfabrik G in
Hannover hat der Techniſchen Hochſchule in Hannover den Betrac
von 100 000 Mk zwecks Errichtung eines flugtechniſchen Forſchungs
inſtituts zur Verfügung geſtellt Ueber die Verwendung dieſer
Summe im einzelnen ſoll nach den Beſtimmungen der Stiftung
ein aus Vertretern der Hochſchule und Jnduſtrie gebildetes Kura
torium befinden das ſich der in Bildung begriffenen Hannover
ſchen Geſellſchaft zur Förderung der Gemeinſchaftsarbeit techniſcher
Wiſſenſchaft und Praxis anſchließen ſoll

Ausland
Eintritt Augagneurs in das Kabinett Clemencean

Genf 2 Februar An Stelle des Unterſtaatsſekretär
für Geſundheitsweſen Juſtin Godart der nach der geſtrigen
Kammerſitzung zurücktrat ſoll wie der Lyoner Progrès
meldet Augagneur mit erweiterten Obliegenheiten ins Kabi
nett eintreten Zwiſchen Clemenceau und Godart beſtanden
erhebliche Meinungsverſchiedenheiten in den Fragen der
inneren Politik Es beſteht der Eindruck daß Clemenceau
Godarts Platz für Augagneur brauchte der in den jüngſten
Kammerſitzungen ſich wiederholt für das Kabinett einſetzte
Den änſeren Anlaß zum Rücktritt Godarts bot die Erxörte
rung über die gegenwärtig bei dem Militärgericht
ſchwebende Unterſuchung gegen einen gewiſſen Vacher der ſich
fälſchlich den Rang und Titel eines Stabsarztes beige
legt hatte Godart verweigerte in der geſtrigen Kammer
ſitzung jede Auskunft über dieſen Fall und verlſeß die Regie
rungsbank

Verantwortlich für den volttiſchen Teil Carl Helms für den
örtlichen Teil für Provinzialnachrichten Gericht Handel Eugen
Brinkmann Feuilleton Unterhaltungsblalt Vermiſchtes uſw
Hr Karl Basrr für den Anzeigenteil Hugo Franke
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